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Vorbemerkung  
Wer als Studierende*r eines Lehramtsstudiums eine Praxisphase gemäß § 12 LABG (EOP, 
BFP, Praxissemester) oder die sich an die universitäre Ausbildung anschließende Praxis-
phase (Vorbereitungsdienst/Referendariat) absolviert, muss die für die Praktikumsinstitution 
geltenden Rechtsvorschriften beachten. Hierzu gehören gemäß § 54 des Schulgesetzes 
NRW im Lebensbereich Schule auch Maßnahmen zur Schulgesundheitspflege, die sich un-
ter anderem nach dem „Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 
beim Menschen“ (Infektionsschutzgesetz) richten.  
Gemäß § 1 Abs. 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) ist der Zweck des Gesetzes, über-
tragbaren Krankheiten vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterver-
breitung zu verhindern. Dies gilt für alle in § 33 genannten Institutionen. Studierende müssen 
daher im EOP und im Praxissemester zwingend die unterschriebene Belehrung zum Infek-
tionsschutzgesetz vorlegen. Im BFP müssen Studierende dies tun, wenn die Institution, in 
welcher sie das BFP ableisten, zu den in § 33 IfSG genannten Einrichtungen gehört (Stu-
dierende, die diesbezüglich unsicher sein, fragen bitte in ihrer Praktikumsinstitution nach). 
Der 6. Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes enthält besondere Vorschriften für Schulen 
und sonstige Gemeinschaftseinrichtungen, unter denen grundsätzlich Einrichtungen zu ver-
stehen sind, in denen überwiegend minderjährige Personen betreut werden (§ 33 IfSG). Er 
trägt damit dem Umstand Rechnung, dass dort überwiegend minderjährige Personen täglich 
miteinander und mit dem betreuenden Personal in engen Kontakt kommen. Enge Kontakte 
begünstigen die Übertragung von Krankheitserregern, die umso schwerere Krankheitsver-
läufe erwarten lassen, je jünger die betroffenen Personen sind.  

Verpflichteter Personenkreis und ihre Mitwirkungsverpflichtungen  
Der Gesetzgeber hat (Mitwirkungs-)Verpflichtungen für alle Beteiligten (Sorgeberechtigte, 
Einrichtungsleitungen, Betreuungspersonal) definiert (vgl. die Regelungen in den 
§§ 34, 35 IfSG).  

Schulen und sonstige Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 IfSG sowie Ein-
richtungen/Unternehmen nach § 36 Abs. 1 Nr. 2-7 IfSG 
• müssen Hygienepläne erstellen, die innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektions-

hygiene festlegen (§ 36 Abs. 1 IfSG) 
• unterliegen einer infektionshygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt (§ 36 

Abs. 1 IfSG) 
• müssen bei Aufnahme einer Person in eine Einrichtung über gesundheitliche Anforde-

rungen und Mitwirkungspflichten die Person selbst oder deren Sorgeberechtigte beleh-
ren (§ 34 Abs. 5 S. 2 IfSG) 

• müssen Personen, die in Schulen oder sonstigen Gemeinschaftseinrichtungen Lehr-, 
Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige Tätigkeiten ausüben (also auch Studie-
rende), vor erstmaliger Aufnahme der Tätigkeit über gesundheitliche Anforderungen und 
Mitwirkungspflichten nach § 35 IfSG belehren und über die Belehrung ein Protokoll er-
stellen 
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Studierende müssen die in § 34 IfSG definierten Mitwirkungspflichten beach-
ten.  
Hierzu gehören  
• das Erbringen eines Nachweises über die Belehrung gem. § 35 Infektionsschutzgesetz 

vor Aufnahme der Praxisphasen gegenüber der Gemeinschaftseinrichtungen nach 
§ 33 IfSG (die Bescheinigung erhalten sie von der Universität) 

• für Personen, die ab dem 01.01.1971 geboren sind: Das Erbringen eines Nachweises 
über einen ausreichenden Impfschutz (mindestens zwei Schutzimpfungen) gegen Ma-
sern vor Aufnahme der Praxisphasen gegenüber Schulen sowie sonstigen (Gemein-
schafts-)Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 S. 1, § 33 Nr. 1 bis 4 oder § 36 Abs. 1 Nr. 4 IfSG 
– der Nachweis erfolgt insbesondere durch a) Vorlage eines Impfpas-
ses (§ 20 Abs. 9 S. 1 Nr. 1 IfSG) oder b) Nachweis über eine bereits bestehende Immu-
nität gegenüber Masern über ein ärztliches Zeugnis (§ 20 Abs. 9 S. 1 Nr. 2, Alternative 
1 IfSG) oder c) Nachweis über eine Kontraindikation in Bezug auf eine Masernimpfung 
über ein ärztliches Zeugnis (§ 20 Abs. 9 S. 1 Nr. 2 Alternative 2 IfSG) 

• die unverzügliche (=sofortige) Mitteilung des Vorliegens einer Erkrankung gegenüber der 
Gemeinschaftseinrichtung i.S.v. § 33 IfSG gemäß § 34 Abs. 5 IfSG 

• die Beachtung des Verbotes, eine Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 IfSG zu betreten 
oder Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige Tätigkeiten zu übernehmen, 
wenn eine in § 34 Abs. 1 IfSG genannte Erkrankung vorliegt 

• die Einholung der Erlaubnis des Gesundheitsamtes zum Betreten der Gemeinschafts-
einrichtung nach § 33 IfSG, wenn eine Erkrankung gemäß § 34 Abs. 2 IfSG vorliegt 

• die Beachtung des Verbotes, eine Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 IfSG zu betreten 
oder Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige Tätigkeit zu übernehmen, 
wenn in der Wohngemeinschaft der*des Studierenden eine Erkrankung gem. 
§ 34 Abs. 3 IfSG vorliegt 

Studentinnen, die während der Praxisphase schwanger werden, unterliegen 
zusätzlich den Regelungen des Gesetzes zum Schutz von Müttern bei der Ar-
beit, in der Ausbildung und im Studium  
Studentinnen, die vor Aufnahme einer Praxisphase schwanger sind und während der Durch-
führung der Praxisphase weiterhin schwanger sind oder während der Praxisphase schwan-
ger werden, unterliegen zusätzlich den Regelungen des Gesetzes zum Schutz von Müttern 
bei der Arbeit, in der Ausbildung und im Studium sowie weiterer Rechtsvorschriften. Sie 
müssen die Leitung ihrer Praktikumsinstitution und das ZLB – Ressort Praxisphasen (schrift-
lich: praxisphasen@zlb.uni-siegen.de) über die Schwangerschaft informieren, sobald sie 
selbst von dieser Kenntnis erlangen. Die jeweilige Leitung der Praktikumsinstitution wird 
nach Maßgabe einer Gefährdungsbeurteilung und gegebenenfalls einer ärztlichen Untersu-
chung feststellen, ob eine Fortführung der Praxisphase am vorgesehenen Arbeitsplatz mög-
lich sein wird, und gegebenenfalls erforderliche Schutzmaßnahmen für die Studentin festle-
gen. Bis die Gefährdungsbeurteilung durchgeführt und etwaige Schutzmaßnahmen ergriffen 

mailto:praxisphasen@zlb.uni-siegen.de
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sind, kann es zu einer Freistellung der Studentin kommen . Abhängig von der Gefährdungs-
beurteilung und gegebenenfalls einer ärztlichen Einschätzung kann die Studentin ihre Pra-
xisphase fortsetzen oder muss diese verschieben. Bei einer Fortsetzung müssen etwaige 
erforderliche Veränderungen der Praktikumstätigkeit wegen möglicher Auswirkungen auf 
das Studium mit der Hochschule (ZLB – Ressort Praxisphasen) abgestimmt werden. Auch 
bei einer Verschiebung der Praxisphase ist das weitere Vorgehen mit der Hochschule 
(ZLB – Ressort Praxisphasen) abzusprechen. 
Gleiche Regelungen gelten für Studentinnen, die während der Praxisphase stillen. 
 
Um Ihnen einen Überblick – insbesondere über die meldepflichtigen Krankheiten – zu ge-
ben, stellen wir Ihnen das Infektionsschutzgesetz auf den folgenden Seiten im Auszug vor.  
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Anhang: Auszug aus dem „Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von In-
fektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG)“ 
vom 20.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Mai 2021 
 

6. Abschnitt Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen, Unternehmen 
und Personen  

§ 33 Gemeinschaftseinrichtungen  
Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, in denen über-
wiegend minderjährige Personen betreut werden; dazu gehören insbesondere  
1. Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte 
2. die nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtige Kinder-
tagespflege, 
3. Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen, 
4. Heime und 
5. Ferienlager. 

§ 34 Gesundheitliche Anforderungen, Mitwirkungspflichten, Aufgaben des Gesundheits-
amtes  
(1) Personen, die an  
1. Cholera  
2. Diphtherie  
3. Enteritis durch enterohämorrhagische E. coli (EHEC)  
4. virusbedingtem hämorrhagischen Fieber  
5. Haemophilus influenzae Typ b-Meningitis  
6. Impetigo contagiosa (ansteckende Borkenflechte)  
7. Keuchhusten  
8. ansteckungsfähiger Lungentuberkulose  
9. Masern  
10. Meningokokken-Infektion  
11. Mumps  
12. Paratyphus  
13. Pest  
14. Poliomyelitis  
14a. Röteln  
15. Scharlach oder sonstigen Streptococcus pyogenes-Infektionen  
16. Shigellose  
17. Skabies (Krätze)  
18. Typhus abdominalis  
19. Virushepatitis A oder E  
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20. Windpocken  
erkrankt oder dessen verdächtig oder die verlaust sind, dürfen in den in § 33 genannten 
Gemeinschaftseinrichtungen keine Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige Tä-
tigkeiten ausüben, bei denen sie Kontakt zu den dort Betreuten haben, bis nach ärztlichem 
Urteil eine Weiterverbreitung der Krankheit oder der Verlausung durch sie nicht mehr zu 
befürchten ist. 

Satz 1 gilt entsprechend für die in der Gemeinschaftseinrichtung Betreuten mit der Maß-
gabe, dass sie die dem Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung dienenden Räume nicht be-
treten, Einrichtungen der Gemeinschaftseinrichtung nicht benutzen und an Veranstaltungen 
der Gemeinschaftseinrichtung nicht teilnehmen dürfen. Satz 2 gilt auch für Kinder, die das 
6. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und an infektiöser Gastroenteritis erkrankt oder 
dessen verdächtig sind.  

(2) Ausscheider von  
1. Vibrio cholerae O 1 und O 139  
2. Corynebacterium spp., Toxin bildend  
3. Salmonella Typhi  
4. Salmonella Paratyphi  
5. Shigella sp.  
6. enterohämorrhagischen E. coli (EHEC)  
dürfen nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und unter Beachtung der gegenüber 
dem Ausscheider und der Gemeinschaftseinrichtung verfügten Schutzmaßnahmen die dem 
Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung dienenden Räume betreten, Einrichtungen der Ge-
meinschaftseinrichtung benutzen und an Veranstaltungen der Gemeinschaftseinrichtung 
teilnehmen.  

(3) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für Personen, in deren Wohngemeinschaft nach 
ärztlichem Urteil eine Erkrankung an oder ein Verdacht auf  
1. Cholera  
2. Diphtherie  
3. Enteritis durch enterohämorrhagische E. coli (EHEC)  
4. virusbedingtem hämorrhagischem Fieber  
5. Haemophilus influenzae Typ b-Meningitis  
6. ansteckungsfähiger Lungentuberkulose  
7. Masern  
8. Meningokokken-Infektion  
9. Mumps  
10. Paratyphus  
11. Pest  
12. Poliomyelitis  
12a. Röteln  
13. Shigellose  
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14. Typhus abdominalis  
15. Virushepatitis A oder E  
16. Windpocken  
aufgetreten ist.  

(4) Wenn die nach den Absätzen 1 bis 3 verpflichteten Personen geschäftsunfähig oder in 
der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, so hat derjenige für die Einhaltung der diese Per-
sonen nach den Absätzen 1 bis 3 treffenden Verpflichtungen zu sorgen, dem die Sorge für 
diese Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den Betreuer einer von Verpflichtungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen 
zu seinem Aufgabenkreis gehört. 

(5) Wenn einer der in den Absätzen 1, 2 oder 3 genannten Tatbestände bei den in Absatz 
1 genannten Personen auftritt, so haben diese Personen oder in den Fällen des Absatzes 4 
der Sorgeinhaber der Gemeinschaftseinrichtung hiervon unverzüglich Mitteilung zu ma-
chen. Die Leitung der Gemeinschaftseinrichtung hat jede Person, die in der Gemeinschafts-
einrichtung neu betreut wird, oder deren Sorgeberechtigte über die Pflichten nach Satz 1 zu 
belehren.  

(6) Werden Tatsachen bekannt, die das Vorliegen einer der in den Absätzen 1, 2 oder 3 
aufgeführten Tatbestände annehmen lassen, so hat die Leitung der Gemeinschaftseinrich-
tung das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Gemeinschaftseinrichtung befindet, 
unverzüglich zu benachrichtigen und krankheits- und personenbezogene Angaben zu ma-
chen. Dies gilt auch beim Auftreten von zwei oder mehr gleichartigen, schwerwiegenden 
Erkrankungen, wenn als deren Ursache Krankheitserreger anzunehmen sind. Eine Benach-
richtigungspflicht besteht nicht, wenn der Leitung ein Nachweis darüber vorliegt, dass die 
Meldung des Sachverhalts nach § 6 bereits erfolgt ist.  

(7) Die zuständige Behörde kann im Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt für die in § 33 
genannten Einrichtungen Ausnahmen von dem Verbot nach Absatz 1, auch in Verbindung 
mit Absatz 3, zulassen, wenn Maßnahmen durchgeführt werden oder wurden, mit denen 
eine Übertragung der aufgeführten Erkrankungen oder der Verlausung verhütet werden 
kann.  

(8) Das Gesundheitsamt kann gegenüber der Leitung der Gemeinschaftseinrichtung anord-
nen, dass das Auftreten einer Erkrankung oder eines hierauf gerichteten Verdachtes ohne 
Hinweis auf die Person in der Gemeinschaftseinrichtung bekannt gegeben wird.  

(9) Wenn in Gemeinschaftseinrichtungen betreute Personen Krankheitserreger so in oder 
an sich tragen, dass im Einzelfall die Gefahr einer Weiterverbreitung besteht, kann die zu-
ständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen anordnen.  

(10) Die Gesundheitsämter und die in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen sollen 
die betreuten Personen oder deren Sorgeberechtigte gemeinsam über die Bedeutung eines 
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vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission aus-
reichenden Impfschutzes und über die Prävention übertragbarer Krankheiten aufklären. 

(10a) Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die Personensorgebe-
rechtigten gegenüber dieser einen schriftlichen Nachweis darüber zu erbringen, dass zeit-
nah vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf einen vollständigen, altersge-
mäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden Impfschutz 
des Kindes erfolgt ist. Wenn der Nachweis nicht erbracht wird, benachrichtigt die Leitung 
der Kindertageseinrichtung das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung be-
findet, und übermittelt dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben. Das Gesund-
heitsamt kann die Personensorgeberechtigten zu einer Beratung laden. Weitergehende lan-
desrechtliche Regelungen bleiben unberührt. 

(11) Bei Erstaufnahme in die erste Klasse einer allgemein bildenden Schule hat das Ge-
sundheitsamt oder der von ihm beauftragte Arzt den Impfstatus zu erheben und die hierbei 
gewonnenen aggregierten und anonymisierten Daten über die oberste Landesgesundheits-
behörde dem Robert Koch-Institut zu übermitteln.  

§ 35 Belehrung für Personen in der Betreuung von Kindern und Jugendlichen  
Personen, die in den in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen Lehr-, Erziehungs-, 
Pflege-, Aufsichts- oder sonstige regelmäßige Tätigkeiten ausüben und Kontakt mit den dort 
Betreuten haben, sind vor erstmaliger Aufnahme ihrer Tätigkeit und im Weiteren mindestens 
im Abstand von zwei Jahren von ihrem Arbeitgeber über die gesundheitlichen Anforderun-
gen und Mitwirkungsverpflichtungen nach § 34 zu belehren. Über die Belehrung ist ein Pro-
tokoll zu erstellen, das beim Arbeitgeber für die Dauer von drei Jahren aufzubewahren ist. 
Die Sätze 1 und 2 finden für Dienstherren entsprechende Anwendung. 

§ 36 Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen, Unternehmen und Personen; Verord-
nungsermächtigung  
(1) Folgende Einrichtungen und Unternehmen müssen in Hygieneplänen innerbetriebliche 
Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festlegen und unterliegen der infektionshygieni-
schen Überwachung durch das Gesundheitsamt:  
1. die in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen mit Ausnahme der Gemeinschafts-
einrichtungen nach § 33 Nummer 2,  
2. nicht unter § 23 Absatz 5 Satz 1 fallende voll- oder teilstationäre Einrichtungen  
zur Betreuung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürftiger  
Menschen oder vergleichbare Einrichtungen,  
3. Obdachlosenunterkünfte,  
4. Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Asylbewerbern,  
vollziehbar Ausreisepflichtigen, Flüchtlingen und Spätaussiedlern,  
5. sonstige Massenunterkünfte,  
6. Justizvollzugsanstalten sowie  
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7. nicht unter § 23 Absatz 5 Satz 1 fallende ambulante Pflegedienste und Unternehmen, die 
den Einrichtungen nach Nummer 2 vergleichbare Dienstleistungen anbieten; Angebote zur 
Unterstützung im Alltag im Sinne von § 45a Absatz 1 Satz 2 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch zählen nicht zu den Dienstleistungen, die mit Angeboten in Einrichtungen nach 
Nummer 2 vergleichbar sind.  

(2) Einrichtungen und Unternehmen, bei denen die Möglichkeit besteht, dass durch Tätig-
keiten am Menschen durch Blut Krankheitserreger übertragen werden, sowie Gemein-
schaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 2 können durch das Gesundheitsamt infektionshy-
gienisch überwacht werden.  

(3a) Die Leiter von in Absatz 1 Nummer 2 bis 6 genannten Einrichtungen haben das Ge-
sundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, unverzüglich zu benachrichti-
gen und die nach diesem Gesetz erforderlichen krankheits- und personenbezogenen Anga-
ben zu machen, wenn eine in der Einrichtung tätige oder untergebrachte Person an Skabies 
erkrankt ist oder bei ihr der Verdacht besteht, dass sie an Skabies erkrankt ist.  

(4) Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 aufgenommen werden 
sollen, haben der Leitung der Einrichtung vor oder unverzüglich nach ihrer Aufnahme ein 
ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorlie-
gen einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose vorhanden sind. Bei der erstmaligen Auf-
nahme darf die Erhebung der Befunde, die dem ärztlichen Zeugnis zugrunde liegt, nicht 
länger als sechs Monate zurückliegen, bei einer erneuten Aufnahme darf sie nicht länger 
als zwölf Monate zurückliegen. Bei Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 
4 aufgenommen werden sollen, muss sich das Zeugnis auf eine im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstellte Röntgenaufnahme der Lunge oder auf andere von der obersten Landes-
gesundheitsbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle zugelassene Befunde stützen. Bei 
Personen, die das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sowie bei Schwangeren ist 
von der Röntgenaufnahme abzusehen; stattdessen ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, 
dass nach sonstigen Befunden eine ansteckungsfähige Lungentuberkulose nicht zu be-
fürchten ist. § 34 Absatz 4 gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht für Obdachlose, die weniger 
als drei Tage in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 3 aufgenommen werden.  

(5) Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 4 aufgenommen werden sol-
len, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer ansteckungsfähigen 
Lungentuberkulose einschließlich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane zu dulden. 
Dies gilt nicht, wenn die betroffenen Personen ein ärztliches Zeugnis nach Absatz 4 vorle-
gen oder unmittelbar vor ihrer Aufnahme in einer anderen Einrichtung nach Absatz 1 Num-
mer 4 untergebracht waren und die entsprechenden Untersuchungen bereits dort durchge-
führt wurden. Personen, die in eine Justizvollzugsanstalt aufgenommen werden, sind ver-
pflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten einschließlich einer 
Röntgenaufnahme der Lunge zu dulden. Für Untersuchungen nach den Sätzen 1 und 3 gilt 



        
_______________________________________________________________________________________ 

 

________________________________________________________________________
Seite | 9  

  

Informationen zum Infektionsschutzgesetz 

Absatz 4 Satz 4 entsprechend. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Anordnungen 
nach den Sätzen 1 und 3 haben keine aufschiebende Wirkung.  

(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung festzulegen, dass 
Personen, die nach dem 31. Dezember 2018 in die Bundesrepublik Deutschland  eingereist 
sind und die auf Grund ihrer Herkunft oder ihrer Lebenssituation wahrscheinlich einem er-
höhten Infektionsrisiko für bestimmte bedrohliche übertragbare Krankheiten ausgesetzt wa-
ren, nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen haben, dass bei ihnen 
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen solcher bedrohlicher übertragbarer Krankheiten vor-
handen sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung vor einer Gefährdung durch bedroh-
liche übertragbare Krankheiten erforderlich ist; § 34 Absatz 4 gilt entsprechend. Personen, 
die kein auf Grund der Rechtsverordnung erforderliches ärztliches Zeugnis vorlegen, sind 
verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss bedrohlicher übertragbarer Krank-
heiten im Sinne des Satzes 1 zu dulden; Absatz 5 Satz 5 gilt entsprechend. In der Rechts-
verordnung nach Satz 1 ist zu bestimmen: 

1. das jeweils zugrunde liegende erhöhte Infektionsrisiko im Hinblick auf bestimmte bedroh-
liche übertragbare Krankheiten, 

2. die jeweils betroffenen Personengruppen unter Berücksichtigung ihrer Herkunft oder ihrer 
Lebenssituation, 

3. Anforderungen an das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 und zu der ärztlichen Untersuchung 
nach Satz 2 sowie 

4. die Frist, innerhalb der das ärztliche Zeugnis nach der Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland vorzulegen ist. 

Das Robert Koch-Institut kann zu den Einzelheiten nach Satz 3 Nummer 1 Empfehlungen 
abgeben. Die Landesregierungen können die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsver-
ordnung auf andere Stellen übertragen.  

(7) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und die wahrscheinlich einem erhöhten 
Infektionsrisiko für eine bestimmte bedrohliche übertragbare Krankheit ausgesetzt waren, 
vor oder nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen haben, dass bei 
ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer solchen bedrohlichen übertragbaren 
Krankheit vorhanden sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung vor einer Gefährdung 
durch bedrohliche übertragbare Krankheiten erforderlich ist; § 34 Absatz 4 gilt entspre-
chend. Personen, die kein auf Grund der Rechtsverordnung erforderliches ärztliches Zeug-
nis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer bedrohli-
chen übertragbaren Krankheit im Sinne des Satzes 1 zu dulden; Absatz 5 Satz 5 gilt ent-
sprechend. In der Rechtsverordnung können nähere Einzelheiten insbesondere zu den be-
troffenen Personengruppen und zu den Anforderungen an das ärztliche Zeugnis nach 
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Satz 1 und zu der ärztlichen Untersuchung nach Satz 2 bestimmt werden. Das Robert Koch-
Institut kann zu den Einzelheiten nach Satz 3 Empfehlungen abgeben. In dringenden Fällen 
kann zum Schutz der Bevölkerung die Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesra-
tes erlassen werden. Eine auf der Grundlage des Satzes 5 erlassene Verordnung tritt ein 
Jahr nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft; ihre Geltungsdauer kann mit Zustimmung des 
Bundesrates verlängert werden. 

(8) Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 
eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bun-
desrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und bei denen die Möglich-
keit besteht, dass sie einem erhöhten Infektionsrisiko für die Krankheit ausgesetzt waren, 
die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, insbeson-
dere, weil sie sich in einem entsprechenden Risikogebiet aufgehalten haben, ausschließlich 
zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung dieser Krankheit verpflichtet sind, 

1. sich unverzüglich nach der Einreise für einen bestimmten Zeitraum in geeigneter Weise 
auf eigene Kosten abzusondern sowie 

2. der zuständigen Behörde durch Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 9 
eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems folgende Angaben mitzutei-
len: 

    a) ihre personenbezogenen Angaben, 

    b) das Datum ihrer voraussichtlichen Einreise, 

    c) ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise, 

    d) das für die Einreise genutzte Reisemittel und vorliegende Informationen zum Sitzplatz, 

    e) Angaben, ob eine Impfdokumentation hinsichtlich der Krankheit vorliegt, die zur Fest-
stellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, 

    f) Angaben, ob ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorlie-
gens der Krankheit vorliegt, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite geführt hat, und 

    g) Angaben, ob bei ihr Anhaltspunkte für die Krankheit vorliegen, die zur Feststellung der 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat; 

in der Rechtsverordnung kann auch festgelegt werden, dass eine Impfdokumentation im 
Sinne des Buchstabens e oder ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis im Sinne des 
Buchstabens f über das nach Absatz 9 eingerichtete Melde- und Informationssystem der 
zuständigen Behörde zu übermitteln sind. In der Rechtsverordnung ist auch zu bestimmen, 
in welchen Fällen Ausnahmen von den Verpflichtungen nach Satz 1 bestehen. Personen 
nach Satz 1 können einer Beobachtung nach § 29 unterworfen werden, auch wenn die in 
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§ 29 Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen. Es kann festgelegt werden, in 
welchen Fällen anstelle der Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 9 eingerich-
teten elektronischen Melde- und Informationssystems eine schriftliche Ersatzmitteilung ge-
genüber der zuständigen Behörde vorzunehmen ist. § 34 Absatz 4 gilt für die durch die 
Rechtsverordnung nach den Sätzen 1 und 4 festgelegten Verpflichtungen entsprechend. 

(9) Das Robert Koch-Institut richtet für die Zwecke des Absatzes 8 Satz 1 ein elektronisches 
Melde- und Informationssystem ein und ist verantwortlich für dessen technischen Betrieb. 
Das Robert Koch-Institut kann einen IT-Dienstleister mit der technischen Umsetzung beauf-
tragen. Die aufgrund einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 erhobenen Daten dürfen 
von der zuständigen Behörde nur für Zwecke der Erfüllung und Überwachung der Verpflich-
tungen, die sich aus der Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 ergeben, und der Kontakt-
nachverfolgung verarbeitet werden. Sie sind spätestens 14 Tage nach dem mitgeteilten Da-
tum der Einreise der jeweils betroffenen Person zu löschen. Eine Übermittlung der auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 erhobenen Daten durch 
die zuständigen Behörden an andere Stellen oder eine Weiterverwendung dieser Daten 
durch die zuständigen Behörden zu anderen als den in Satz 3 genannten Zwecken ist un-
zulässig. 

(10) Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 
eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, 

1. dass die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen verpflich-
tet sind, gegenüber den Beförderern, gegenüber der zuständigen Behörde oder gegenüber 
den diese Behörde nach Maßgabe des Absatzes 11 Satz 1 unterstützenden, mit der poli-
zeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 

    a) einen Nachweis über die Erfüllung der in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 
1 Nummer 2 festgelegten Verpflichtungen oder die Ersatzmitteilung nach Absatz 8 Satz 4 
vorzulegen oder auszuhändigen, 

    b) eine Impfdokumentation hinsichtlich der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit vor-
zulegen, 

    c) ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens der in 
Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit vorzulegen, 

    d) Auskunft darüber zu geben, ob bei ihnen Anhaltspunkte für die in Absatz 8 Satz 1 
genannte Krankheit vorhanden sind; 

2. dass Unternehmen, die im Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr Reisende beför-
dern, Betreiber von Flugplätzen, Häfen, Personenbahnhöfen und Omnibusbahnhöfen im 
Rahmen ihrer betrieblichen und technischen Möglichkeiten ausschließlich zur Feststellung 
und Verhinderung der Verbreitung der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit, bei der 
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Durchführung der Rechtsverordnung nach Nummer 1 mitzuwirken haben, und verpflichtet 
sind, 

    a) Beförderungen aus einem entsprechenden Risikogebiet in die Bundesrepublik 
Deutschland zu unterlassen, sofern eine Rückreise von Personen mit Wohnsitz in Deutsch-
land weiterhin möglich ist, deren Einreise nicht aus aufenthaltsrechtlichen Gründen zu un-
tersagen ist, 

    b) Beförderungen aus einem Risikogebiet in die Bundesrepublik Deutschland nur dann 
durchzuführen, wenn die zu befördernden Personen den nach Nummer 1 auferlegten Ver-
pflichtungen vor der Beförderung nachgekommen sind, 

    c) Reisende über die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maß-
nahmen in der Bundesrepublik Deutschland und die Gefahren der in Absatz 8 Satz 1 ge-
nannten Krankheit sowie die Möglichkeiten zu deren Verhütung und Bekämpfung barriere-
frei zu informieren und in diesem Rahmen auf die Reise- und Sicherheitshinweise des Aus-
wärtigen Amts hinzuweisen, 

    d) die zur Identifizierung einer Person oder zur Früherkennung von Kranken, Krankheits-
verdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern notwendigen personenbezoge-
nen Angaben zu erheben und an die für den Aufenthaltsort der betreffenden Person nach 
diesem Gesetz zuständige Behörde zu übermitteln, 

    e) bestimmte Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Übertragung der in Absatz 8 
Satz 1 genannten Krankheit im Rahmen der Beförderung vorzunehmen, 

    f) die Beförderung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und 
Ausscheidern der zuständigen Behörde zu melden, 

    g) Passagierlisten und Sitzpläne auf Nachfrage der zuständigen Behörde zu übermitteln, 

    h) den Transport von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 
Ausscheidern, in ein Krankenhaus oder in eine andere geeignete Einrichtung durch Dritte 
zu ermöglichen, 

    i) gegenüber dem Robert Koch-Institut eine für Rückfragen der zuständigen Behörden 
erreichbare Kontaktstelle zu benennen; 

3. dass Anbieter von Telekommunikationsdiensten und Betreiber öffentlicher Mobilfunk-
netze verpflichtet sind, Einreisende barrierefrei über elektronische Nachrichten über die gel-
tenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maßnahmen in der Bundesre-
publik Deutschland zu informieren. 

Personen, die kein aufgrund der Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 erforderliches 
ärztliches Zeugnis oder erforderliches Testergebnis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztli-
che Untersuchung auf Ausschluss der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit zu dulden. 
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§ 34 Absatz 4 gilt für die durch die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 festgelegten 
Verpflichtungen entsprechend. 

(11) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden können anlässlich der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung als unterstüt-
zende Behörde nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 stichprobenhaft von den in der Rechts-
verordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen verlangen, dass sie ihnen die in 
Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c genannten Nachweise oder Dokumente 
vorlegen oder ihnen Auskunft nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d erteilen. Die 
unterstützenden Behörden nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 unterrichten bei Kenntnis un-
verzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 8 Satz 1 genannten Personen, soweit diese ihren den unterstützenden Behörden 
gegenüber bestehenden in der Rechtsverordnung nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 fest-
gelegten Verpflichtungen bei der Einreise nicht nachkommen. Zu diesem Zweck dürfen bei 
den in der Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen ihre personenbe-
zogenen Angaben, Angaben zu ihren Aufenthaltsorten bis zu zehn Tage vor und nach der 
Einreise und Angaben zu dem von ihnen genutzten Reisemittel erhoben und der zuständi-
gen Behörde übermittelt werden. Die nach § 71 Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
zuständigen Behörden und die unterstützenden Behörden nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 
1 unterrichten bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in 
der Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 oder nach Absatz 7 Satz 1 genannten Perso-
nen. Zu diesem Zweck dürfen bei diesen Personen ihre personenbezogenen Angaben er-
hoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden. Die von den Behörden nach den 
Sätzen 1, 3 und 5 erhobenen Daten dürfen mit den Daten vorgelegter Reisedokumente ab-
geglichen werden. 

(12) Eine aufgrund des Absatzes 8 Satz 1 oder des Absatzes 10 Satz 1 erlassene Rechts-
verordnung tritt mit der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 außer Kraft. 

(13) Durch die Absätze 4 bis 8 und 10 werden die Grundrechte der körperlichen Unversehrt-
heit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Ab-
satz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit der Person (Artikel 11 Absatz 1 des 
Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundge-
setzes) eingeschränkt. 
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